
Bundessozialgericht

2 BUuu/88
Beschluß

in dem Rechtsstreit

..........u...-o..un......unooo...nnc........ocucnnnu-‚

Klägerin und Besohwerdeführer“n‚

Prozeßbevollmdc■tigte:
...............................,

gegen

IIIIOCQOIua.-on..u...-uuloollon■olll...nu...luilnncnll,

Beklagte und Beachwerdegegnerin.

Der 2. Senat des Bundessozlalgeriohts hat am 22. April 19?8

beschlossen:

Die Beschwerde der Klägerin gegen'die Nichtzulassung der

Revision in dem Urteil des Landessozialgerichts für das Land

Nordrhein-Westfalen vom 25. November 1987 wird als unzu-

lässig verworfen.

Kosten sind nicht zu erstatten.
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Die Kligerin ist mit 'hrem Begehren, die ihr wegen wesentlicher

‚‘-Änderung in den Verhältnissen - 1ier Aueheiiung — zunichst her-

abgesetzte und später entzogene Dauerrente für eine als Berufe—

krankheit ene*kunnte Coxsackie— Vir13infektion weiter zu gewäh—

.,—_ !„ . ‚. ‘ .. 1 „. ‘ .' „ ‘. .. “ „ „( . .* „ c ‚„ ’ , ‚. , ; ‚ ., »\
/_ '- .. ‘_

ren, o„nw hrfulg geulieben (ßeecheide von 19. 0e4emoer 1ybj uni

1i stemher 1333, Urteile „es Sozialgerichts MSG— Duisburg vom

ei A3i 1965 und des Landessozialgerichts -LSG« für das Land herum

rhein-Nestfulen vam 25. Nevember 1987
.

Ihre Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision durch das

LSG ist unzulässig. Die dazu gegebene Begründung entspricht nicht

der in $ 160 Abs 2 und @ 160a Abs 2 Satz 3 des Sozialgericht“-

gesetzes (SGS) festgelegten gesetzlichen Form. Die Beachwerde war

deshalb entsprechend $ 169 SGG mit der Kostenfolge entsprechend

3 193 SGG zu verwerfen.

Die Beschwerdeführerin weist zwar auf Zulassungsgründe hin, die

in 3 160 Abs 2 SGG aufgeführt sind. Sie behauptet, die Rechte—

sache nahe grundsätzliche Bedeutung (vgl 3 160 Abs 2 hr 1 SGS)

und das angefochtene Urteil beruhe auf einem Verfahrensfehler

(vgl 3 160 A“s 2 Nr 3 SGG). Damit hat die Klägerin aber die be«

haupteten Zulassungsgründe nicht so "dargelegt" und ”bezeichnet“,

wie dies 3 160a Abs 2 Satz 3 SGG verlangt. Nrch der ständigen

Recntsprechung verlangt diese Vorschrift, daß die Zulassungsgr■n«

de schlüseig dargetan werden (vgl BSG 8023 1500 ; 1603 Nr 2H;

BVerfG SOZR 1500 5 1603 Nr UH):
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1. Na (3h 5 160 Abs 2 Nr 3 SGG kann der geltend gemachte Verfah—

rensmange auf eine Verletzung des 3 103 SGG (;rforschun; des

Sachverhalts von Amts wegen durch das Gericht) nur dann gestützt

werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG

ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Zur Zulässigkeit

einer auf % 160 Abs 2 Nr 3 SGG gestützten Nichtzulassungsbe-

schwerde gehört, daß der Reschwerdeführer den Beweisentrag, dem

‚ . („„-. n
“‘ .

' , i.. ‘.—„L „ !. -:„t.« „ -„das t‚„ nicht 3%“Üzßp ist, eo genau ue2eininet‚ daß er F„l les

Bundersozialgerieht (BSG) onne weiteres auffindbar ist (BSC

502? 1500 3 160 Nr 5). Daran fehlt es der Beschwerde.

Die Klägerin meint, das LSG hätte der Frame nachgehen müssen. 03

zwischen der als Berufskrankheit anerkannten Myoearditis und der

bestehenden Endooarditis ein kausaler Zusammenhang bestehe und ob

die Endocarditis nur auf einer bakteriellen Genese oder doch auf

einer viralen Genese beruhe. Ohne die als verletzt anzusehende

Vorschrift zu bezeichnen, macht die Klägerin damit eine Verlet—

zung des 5 103 SGG geltend. Indessen hat sie ee unterlassen, ei—

nen Beweisantrag genau zu bezeichnen, auf den sich der Verfah—

rensmangel bezieht und dem das LSG nicht gefolgt ist. Die Rüge

ist deshalb unzulässig.

2. Soweit der Beschwerdebegründung auch die Rüge entnommen werden

soll, das LSG habe die Gutachten unzutreffend gewürdigt, ist diea

se Rüge ebenfalls unzulässig, weil nach 3 160 Abs 2 Nr 3 SGG der

geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung des

128 Abs 1 Satz 1 SGG gestützt werden kann (BSG SozR 1500 9 1b0

Nr 26).

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3. Schließlich hat die Beschwerdeführerin die von ihr geltend dem\

machte grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache nicht dargele gt

; «
15 des 3 160a Abs 2 Satz 3 SGG. Die frurdsut l.iche Bedeutung der

Rechtssache ist gegeben, wenn zu erwarten ist, daß die Revisions—

entscheidung die Re tht‚eirdcit in ihrem Bes tand erhalten oder die

vheiterentwicklung des Recnts fördern wird (Heyreuther‚ Revisionsn

zulüssur“ ;nd H.Lc;tzulassunesbcschwerde in der Rechtsprar M11n;3 der

obersten Bundesgerichte, 1971, S. 36 mwN). ls muß eine klürungs—

bedürftige Rechtsfrage aufgeuorfen sein, welche bisher revision"—

erichtlieh noch nicht « aus eichend — geklärt ist (s ue BSG

SozR 1500 5 160 Nr 17). Demgemäß muß der Beschwerdeführer, wel—

eher die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache gemäß 3 1603

Abs 2 Satz 3 SGG darzulegen hat, aufzei zen, ob und inwieweit zu

der aufgeworfenen Frage bereits Rechtsgrundsätze herausgearbeitet

sind und in welchem Rahmen noch eine weitere Ausgestaltung, Er»

weiterung oder Änderung derselben durch das Revisions gericht er-

forderlich erscheint. Hieran Fehlt es beim Beschwerdevcrbringen

der Klägerin. Sie trägt lediglich ihre Auffassung vor, daß die

Endocarditis entsprechend der Berufskrankheitenverordnung als

Berufskrankheit anerkannt werden müsse, woraus sich die grund—

sätzliche Bedeutung der Rechtssache ergebe. Im übrigen ist dies

eine Frage, die in den Zuständigkeitsbereich des Verordnun Hs e

bers fällt.

Da die Beschwerde nach alledem den gesetzlichen Formerfordernis—

sen nach 3 1603 Abs 2 Satz 3 SGG nicht genügt und bereits aus

diesen Gründen zu verwerfen ist, kann es offenbleiben, eb wegen
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der beim BSG verspätet eingegangenen Beschwerdebegründung Wieder“

einsetzung in den vorigen Stand zu gewähren war, weil die K143e»

rin nicht damit rechnen konnte, daß die am 1M. April 1988 als

Päckchen zur Post gegebene Besehwerdebegründung erst am 19. April

1988 bei Gericht eirging.
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